
Inklusionsvereinbarung nach § 166 SGB IX 
für die Bereiche Grund- und Mittelschulen einschließlich Staatliche 

Schulämter, Förderschulen mit Schule für Kranke 
und berufliche Schulen (ohne FOS und BOS) 

im Regierungsbezirk Oberpfalz

Die Bayerische Staatsregierung hat durch Ministerratsbeschluss vom 25.09.2001 die 
Förderung der beruflichen Inklusion behinderter Menschen zu einem zentralen Anlie­
gen ihrer Behindertenpolitik gemacht.
Nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des GG für die Bundesrepublik Deutschland darf nie­
mand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Artikel 118 a der Verfassung 
des Freistaates Bayern verstärkt dieses Benachteiligungsverbot.
Menschen mit Behinderung sind in besonderem Maße auf den Schutz und die Soli­
darität der Gesellschaft angewiesen. Ihre Eingliederung in Arbeit und Ausbildung ist 
wesentlicher Ausdruck und gleichzeitig Voraussetzung für eine gleichberechtigte 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.
Es entspricht dem Selbstverständnis der Dienststellen- und Schulleitungen, Schwer­
behinderte Menschen dauerhaftzu beschäftigen.
Die dauerhafte berufliche Inklusion behinderter Menschen ist nur durch eine partner­
schaftliche Zusammenarbeit aller Beteiligten möglich. Die Vorgesetzten begegnen 
den schwerbehinderten Menschen im Rahmen der gesetzlichen und verwaltungsmä­
ßigen Möglichkeiten mit Rücksicht und Wohlwollen.
Die Dienststellen- und Schulleitungen suchen die Zusammenarbeit mit den jeweils 
zuständigen Partnern, wie Schwerbehindertenvertretung, Personalvertretung und 
Integrationsamt.
Die Schwerbehindertenvertretung leistet ihren Beitrag zur Umsetzung dieser Verein­
barung und zur Bewältigung schulischer Fragestellungen. Hierbei wird sie von der 
Personalvertretung unterstützt.
Für die Umsetzung dieser Vereinbarung sind in erster Linie die Dienststellenleitun­
gen, die Schulleitungen und die Inklusionsbeauftragten zuständig. Die Dienststellen- 
und Schulleitungen gewährleisten in ihrem Bereich, dass alle Beschäftigte, die Ent­
scheidungen mit Auswirkungen auf schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber 
sowie Beschäftigte treffen, sich mit den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches IX, 
der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom 19. 
Nov. 2012 über die Inklusion behinderter Angehöriger des Öffentlichen Dienstes in 
Bayern (Teilhaberichtlinien, zugänglich u.a. auf der Homepage des Staatsministeri­
ums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst unter Lehrer > Dienst- und Be­
schäftigungsverhältnis > Schwerbehinderte Lehrkräfte > Weitere Informationen oder 
auf der Homepage des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, für Landes­
entwicklung und Heimat unter Themen > Öffentlicher Dienst > Informationen für 
schwerbehinderte Menschen) und allen zu deren Gunsten erlassenen Verordnungen, 
Tarifverträgen, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen vertraut machen 
und diese umsetzen. Die Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen und 
die Bezirksschwerbehindertenvertretung im Geschäftsbereich der Regierung der 
Oberpfalz bieten Informationen und Unterstützung zum Schwerbehindertenrecht. 
Gleiches gilt für die Personalvertretung.



Um diesen Zielen und der besonderen sozialpolitischen Verantwortung eines öffentli­
chen Arbeitgebers Rechnung zu tragen, schließen die Regierung der Oberpfalz, der 
Bezirkspersonalrat, der Personalrat für Förderschulen und Schulen für Kranke sowie 
die Bezirksschwerbehindertenvertretung folgende Inklusionsvereinbarung ab:

I. Leitlinien zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen im 
schulischen Bereich

Schwerbehinderte Menschen haben auf Grund zahlreicher Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften im öffentlichen Dienst eine besondere Rechtsstellung. Vor allem 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be­
hinderungen, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das Behindertengleichstel­
lungsgesetz, das Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch -  (SGB IX), das Bayerische Be­
amtengesetz, § 8 der Lehrerdienstordnung, das Bayerische Personalvertretungsge­
setz (insbesondere Art. 69 Abs. 1 Buchst, d) BayPVG), der Tarifvertrag für den Öf­
fentlichen Dienst der Länder (TV-L) und die Teilhaberichtlinien gewährleisten diesen 
Schutz.

1. Personenkreis
Diese Vereinbarung gilt für schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 2 
SGB IX und für gleichgestellte Menschen im Sinne von § 2 Abs. 3 SGB IX. Die den 
schwerbehinderten Menschen zustehenden Rechte gelten auch für die Gleichgestell­
ten, sofern diese nicht ausdrücklich ausgenommen sind (Zusatzurlaub, Ermäßi­
gungsstunden, Ruhestandsversetzung).
Alle Nachteilsausgleiche sind ab Vorlage eines Schwerbehindertenausweises oder 
einer Gleichstellung anzuwenden.
2. Einstellung von schwerbehinderten Menschen auf Grundlage des TV-L
Sobald in einer Dienststelle oder Schule Stellen neu zu besetzen sind, ist die zustän­
dige Schwerbehindertenvertretung unverzüglich und umfassend zu informieren.
Wenn eine Stelle für die Besetzung mit schwerbehinderten Menschen geeignet ist, 
so ist dies in einer Ausschreibung zu vermerken; es ist dabei auch darauf hinzuwei­
sen, dass schwerbehinderte Bewerber bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eig­
nung bevorzugt berücksichtigt werden.
Beim Einstellungsverfahren sind die Vorgaben der Teilhaberichtlinien, Ziff. 4, zu be­
achten. Die Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung unterbleibt, wenn die 
schwerbehinderte Bewerberin oder der schwerbehinderte Bewerber dies ablehnt. Die 
Ablehnung muss jedoch auf Initiative des schwerbehinderten Bewerbers zurückge­
hen. Unzulässig ist die ausdrückliche Nachfrage, ob der Bewerber die Beteiligung der 
Schwerbehindertenvertretung wünsche.
Soweit Schulleiter gern. Ziff. 1.4 der Zuständigkeitsregelungen für den Arbeitnehmer­
bereich im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst für die Auswahl der einzustellenden Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer zuständig sind, ist die einstellende Regierung über die Be­
werbungen Schwerbehinderter zu informieren.



3. Einstellung von Beamtinnen und Beamten
Bei der Einstellung von Beamten gelten die besonderen Bestimmungen des Leis­
tungslaufbahngesetzes. Auf Ziff. 4.6 der Teilhaberichtlinien (Besonderheiten bei der 
Besetzung von Beamtenstellen) wird hingewiesen.

4. Beschäftigung und Art der Tätigkeit
Schwerbehinderte Menschen erfüllen ihre Dienstpflichten wie jeder andere Beschäf­
tigte. Schwerbehinderte Menschen haben gegenüber ihrem Arbeitgeber Anspruch 
auf
- Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwerten 

und weiterentwickeln können.
Dies gilt nicht, soweit die Erfüllung dieses Anspruchs für die Dienststelle nicht zu­
mutbar ist oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbunden wäre oder so­
weit beamtenrechtliche Vorschriften entgegenstehen.

- bevorzugte Berücksichtigung bei Maßnahmen der Weiterbildung zur Förderung ih­
res beruflichen Fortkommens,

- behindertengerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten,
- Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen.
Anträge auf Teilzeitbeschäftigung schwerbehinderter Beschäftigter sollen vorrangig 
berücksichtigt werden; teilzeitbeschäftigten Schwerbehinderten soll auf Wunsch ein 
bevorzugtes Rückkehrrecht zur Vollbeschäftigung ermöglicht werden. Auf § 164 Abs. 
5 SGB IX wird verwiesen.
Eine Wiedereingliederung nach längerer Erkrankung ist Schwerbehinderten auf ihr 
Verlangen gegebenenfalls wiederholt zu genehmigen.

5. Berufliche Förderung und dienstliche Beurteilung
Die Schwerbehindertenvertretung ist frühzeitig vor Erstellung der dienstlichen Beur­
teilung über das Anstehen der dienstlichen Beurteilung und über das dem Beurtei­
lenden bekannte Ausmaß der Behinderung zu informieren; dies gilt nicht, wenn 
schwerbehinderte Beschäftigte auf Befragen die Beteiligung ablehnen.
Die Schwerbehindertenvertretung kann Beurteilende ihrerseits über Wesen und 
Ausmaß der Behinderung unterrichten.
Bei der Vergabe von Leistungsprämien oder Leistungszulagen sind schwerbehinder­
te Beschäftigte angemessen zu berücksichtigen. Ihrer Leistung ist die Bewertung 
zuzuordnen, als wenn ihre Arbeits- und Leistungsfähigkeit nicht durch die Behinde­
rung gemindert wäre. Die Schwerbehindertenvertretung ist über die Vergabe von 
Leistungsprämien zu informieren.

6. Prävention
Bei Eintreten von personen-, Verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen kön­
nen, schaltet die Dienststellenleitung möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenver­
tretung und die Personalvertretung ein, um präventive Maßnahmen im Sinne des § 
167 Abs. 1 SGB IX zu ergreifen.
Die Hinweise zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement nach § 167 Abs. 2 SGB 
IX sind zu beachten.



7. Benachteiligungsverbot
Schwerbehinderte Beschäftigte dürfen bei einer Vereinbarung oder einer Maßnahme 
nicht wegen ihrer Behinderung benachteiligt werden.

8. Zusammenarbeit
Es entspricht der Zielsetzung des SGB IX, dass die Dienststellenleitung, die Schwer­
behindertenvertretung, der Inklusionsbeauftragte und die Personalvertretung eng 
Zusammenarbeiten und sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gegenseitig unterstüt­
zen (vgl. § 182 SGB IX).

9. Schwerbehindertenvertretung
Die Schwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der in der Dienststelle be­
schäftigten schwerbehinderten Menschen. Um ihr einen laufenden Überblick über 
den zu betreuenden Personenkreis zu gewähren, sind ihr unverzüglich Zu- und Ab­
gänge von schwerbehinderten Menschen sowie Änderungen im Grad der Behinde­
rung mitzuteilen.
Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen, insbesondere baulichen, organisatori­
schen und personalrechtlichen Angelegenheiten, die einen einzelnen schwerbehin­
derten Menschen oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe berühren, un­
verzüglich und umfassend zu unterrichten, vor einer Entscheidung zu hören und über 
die getroffene Entscheidung unverzüglich zu informieren (§ 178 Abs.2 Satz 1 SGB 
IX).
Weitere Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenvertretung sind vor allem im 
SGB IX und in den Teilhaberichtlinien niedergelegt.
Ist eine erforderliche Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung unterblieben, ist 
der Vollzug der Maßnahme zunächst auszusetzen und die Beteiligung innerhalb von 
sieben Tagen nach der Entscheidung nachzuholen; sodann ist endgültig zu ent­
scheiden (§ 178 Abs. 2 Satz 2 SGB IX).

II. Maßnahmen zur schulischen Inklusion
Im Rahmen der Schuljahresvorbereitung bittet die Schulleitung die schwerbehinderte 
Lehrkraft rechtzeitig vor Erstellen des Einsatz- bzw. Stundenplanes um Mitteilung 
eventueller durch die Schwerbehinderung bedingter besonderer Belange. Bei Bedarf 
bietet die Schulleitung ergänzend ein Gespräch über die Arbeitsbedingungen an. Die 
Schwerbehindertenvertretung kann auf Wunsch der schwerbehinderten Lehrkraft an 
einem solchen Gespräch teilnehmen.

1. Mehrarbeit
Bei schwerbehinderten Beschäftigten sind die Anordnung und die Genehmigung von 
Mehrarbeit nur mit deren Einverständnis zulässig.
Mehrarbeit im Schuldienst als Lehrkraft liegt vor, wenn über die Unterrichtsverpflich­
tung hinaus im Rahmen der Lehrbefähigung an der eigenen oder an einer anderen 
Schule der gleichen Schulart oder im Rahmen des Hausunterrichts Unterricht erteilt 
wird. Es muss sich dabei um Pflicht- oder Wahlpflichtunterricht handeln, der anderen­
falls nach Ausschöpfung aller anderen Möglichkeiten ausfallen müsste. Auch jede 
Vertretungsstunde während der Elternsprechstunde gilt demnach als Mehrarbeit. Bei



Lehrkräften, deren Unterrichtspflichtzeit ermäßigt wurde oder die Anrechnungsstun­
den erhalten, liegt Mehrarbeit vor, wenn die herabgesetzte Unterrichtszeit überschrit­
ten wird.
Der Ausgleich für ausgefallene Unterrichtsstunden darf bei schwerbehinderten Lehr­
kräften nur zeitnah im Rahmen der regelmäßigen, herabgesetzten Unterrichtszeit 
angeordnet werden.

2. Pausen- und Busaufsicht
Zur Pausen- und Busaufsicht werden schwerbehinderte Beschäftigte nur mit ihrem 
Einverständnis eingeteilt, sofern nicht -  insbesondere bei sehr kleinen Schulen -  
dienstliche Belange entgegenstehen.

3. Schulfahrten -  Schullandheimaufenthalte -  Wandertage -  Unterrichtsgänge
Schwerbehinderte Beschäftigte werden nur mit ihrem Einverständnis als Leitung oder 
Begleitperson eingesetzt.

4. Sportfeste -  Schulfeste -  schulische Veranstaltungen
Bei Sportfesten, Schulfesten und anderen schulischen Veranstaltungen sind die be­
rechtigten Belange der schwerbehinderten Beschäftigten zu berücksichtigen.

5. Unterrichtsverteilung -  Klassenleitung -  Stundenplan -  Aufsichtsführung
Die Unterrichtspflichtzeit der Lehrkräfte verringert sich ab Vorlage des Schwerbehin­
dertenausweises je nach Grad der Behinderung um 2 bis 4 Unterrichtsstunden. Dies 
gilt nicht für Gleichgestellte.
Auf die besondere Stellung der schwerbehinderten Lehrkräfte ist bei der Unterrichts­
verteilung, Klassenleitung, Stundenplangestaltung und Aufsichtsführung Rücksicht 
zu nehmen.
Im Bereich der beruflichen Schulen sowie im Bereich der Förderschulen ist auf 
Wunsch schwerbehinderter Lehrkräfte von der Leitung mehrerer Klassen abzusehen.
Teilzeitbeschäftigten schwerbehinderten Lehrkräften soll auf Wunsch mindestens ein 
unterrichtsfreier Tag ermöglicht werden, soweit ein ordnungsgemäßer Schulbetrieb 
dies zulässt.
Bei Jahresstundenabrechnung (z.B. an den beruflichen Schulen) ist auf eine mög­
lichst gleichmäßige wöchentliche Stundenbelastung über das gesamte Schuljahr zu 
achten.

6. Versetzungen -  Abordnungen -  Umsetzungen
Für schwerbehinderte Beschäftigte ist es in der Regel schwieriger als für Nichtbehin­
derte, sich auf einen anderen Arbeitsplatz umzustellen. Sie sollen daher grundsätz­
lich nur versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden, wenn ihnen dabei mindestens 
gleichwertige Arbeitsbedingungen oder berufliche Entwicklungsmöglichkeiten ange- 
boten werden können. Die berechtigten Belange der Dienststelle sind dabei zu be­
rücksichtigen.

Betroffene schwerbehinderte Beschäftigte und die zuständige Schwerbehinderten­
vertretung müssen frühzeitig vorher gehört werden.
Soweit schwerbehinderte Beschäftigte selbst einen begründeten Antrag auf Verset­
zung, Abordnung oder Umsetzung stellen, soll dem entsprochen werden. Die 
Schwerbehindertenvertretung ist nach § 178 Abs. 2 SGB IX zu beteiligen.



7. Mobile Reserve
Der Einsatz schwerbehinderter Beschäftigter in der Mobilen Reserve ist nur mit deren 
Zustimmung möglich.

Diese Regelung gilt nicht für gleichgestellte Menschen im Sinne von § 2 Abs. 3 SGB 
IX. Ist hier ein Einsatz in der Mobilen Reserve vorgesehen, sollen jedoch die berech­
tigten Belange der gleichgestellten Lehrkraft sowie die Schwerbehindertenvertretung 
vorher angehört werden.

III. Verfahren zur Verständigung

Kann zwischen der Dienststellenleitung oder Schulleitung und der schwerbehinder­
ten Person über die Rahmenbedingungen eines behindertengerechten Arbeitsplat­
zes keine Einigung erzielt werden, muss auf Wunsch eines Beteiligten die Schwer­
behindertenvertretung und/oderdie Personalvertretung hinzugezogen werden.
Die Dienststellenleitung oder Schulleitung und die Schwerbehindertenvertretung 
und/oder Personalvertretung arbeiten in der Frage der Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen im Arbeitsleben in der Dienststelle eng zusammen und bemühen sich um 
eine einvernehmliche Lösung.

§178 Abs. 2 SGB IX bleibt unberührt (vgl. dazu oben Ziff. I 9).

IV. Bekanntgabe

Diese Inklusionsvereinbarung wird im Amtlichen Schulanzeiger für den Regierungs­
bezirk Oberpfalz veröffentlicht. Die Veröffentlichung wird alle zwei Jahre wiederholt.

Die Inklusionsvereinbarung wird außerdem in den Internetauftritt der Regierung der 
Oberpfalz eingestellt.
Den staatlichen Schulen und Staatlichen Schulämtern im Bereich der Regierung der 
Oberpfalz sowie den staatlichen Bediensteten, die eine private Schule im Geltungs­
bereich dieser Vereinbarung leiten, wird ein Exemplar dieser Vereinbarung auf dem 
Dienstweg zur Verfügung gestellt.

V. In-Kraft-Treten

Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 01.03.2018 in Kraft. Die bisherige Integrati­
onsvereinbarung nach § 83 SGB IX tritt mit gleicher Wirkung außer Kraft.
Sie gilt zunächst für zwei Jahre. Nach Ablauf von zwei Jahren verlängert sie sich je­
weils um ein weiteres Jahr, es sei denn, sie wird fristgerecht gekündigt.
Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate zum Kalenderhalbjahr.
Bis zum Abschluss einer neuen Inklusionsvereinbarung gilt diese Vereinbarung fort.



Regensburg, den 22.02.2018

Regierung der Oberpfalz

Regierungspräsident
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